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Klägerin, Revisionsklägerin
Regierungssekretär und Revisionsbeklagte,als Urkundsbeamter

_ .

g e g e n

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin 31,
,Ruhrstraße 2,

Beklagte, Revisionsbeklagte
und Revisionsklägerin°

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 24, Januar 1967 durch

‚
Senatspräsident ‘ Dr„ H a u e i s e n

; " - Vorsitzender -,
Bundesrichterin * u Dr, S c h w a r z ,
Bundesrichter

&
* Dr° B u s s , -Bundessozialrichter L ä e r und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 5 k i

für Recht erkanntz

10 Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des

Sozialgerichts Braunschweig vom 25° Januar 1965 und

des Landessozialgerichts Niedersachsen vom 27„ März 1966

aufgehoben„ Die Klage auf Aufhebung der Bescheide vom

180 August 1964, 4, März 1965 und }, Februar 1966

wird in vollem Umfange abgewiesen°

2° Die Revision der Klägerin wird zurückgewiesen°

}; Kosten sind nicht zu erstatten°

&.„,1
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Die Klägerin ist die Witwe des am 24° Januar 1882 geborenen
R. FL 7 CF‚), der in Königshütte (Oberschlesien) als
Kassenbeamter bei einer Hütte beschäftigt war° Ab 1„ Januar

1940 bezog F° vom polnischen Versicherungsträger Rente wegen
Berufsunfähigkeit, die durch Bescheid vom 19„ Juni 19ü1 von

der früheren Reichsversicherungsanstalt für Angestellte (RfA)

übernommen und bis zum Januar 19Ä5 gezahlt wurde„ F° und die

Klägerin wurden im Juni 1946 aus Königshütte ausgewiesen und

nahmen ihren Wohnsitz in Bad Harzburg° Danach wurde durch-

die Landesversicherungsanstalt (LVA) Braunschweig, Abteilung

Angestelltenversicherung, die Rente wieder ab lt Juli 1946

an F„ gezahlt° F„ starb im August 19Ä9; der letzte monatli—

che Rentenzahlbetrag betrug 165,— DM. Die
graue Kontokarte

aus dem Archiv der Beklagten enthält für die Zeit von Januar

1913 bis Juni 1922 nur Arbeitgeberbeitragsanteile‚ ‘

Durch Bescheid vom 280 Juni 1950 gewährte die Beklagte der

Klägerin Witwenrente in Höhe von monatlich 83,10 DM„ Der

xnonatliche Zahlbetrag erhöhte sich bis zum 310 Dezember 1956

auf 135,10 DM„ Nach dem Inkrafttreten des Angestelltenversia

cherungs-Neuregelungsgésetzes (AnVNG) wurde mit Wirkung vom

1„ Januar 1957die Witwenrenteauf 330,80DMumgestellt;
dabei wurde als Jahr des Rentenbeginns das Jahr 19ü6 und

ein monatlicher Steigerungsbetrag von 123,80 DM zugrunde

gelegt„ In der Folgezeit wurde die monatliche Rente den Än-

derungen der
allgemeinen Bemessungsgrundlage angepaßt, sie

betrug im Jahre 1964 auf Grund des 6„ Rentenanpassungsge—

setzes (RAG) 441,- DM„ \' '

Durch "Bescheid" vom 18„ August 1964 teilte die Beklagte der

Klägerin mit, ihre Rente sei nicht richtig_berechnet worden°

Bei der Umstellung im Jahre 1957 sei als Jahr des Renten-
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beginns statt 1940 das Jahr 1946 und überdies ein falscher

Steigerungsbetrag (123,80 DM statt 36,10 DM) zugrunde ge-
legt werden„ Der Klägerin stünde ab 1„ Oktober 1964 unter

Berücksichtigung des 6. RAG Statt der gezahlten 441,- DM nur
eine monatliche Rente von 3l6‚L0 DM zu° Die Rente werde zwar

in der "besitzgeschützten" bisherigen Höhe weitergezahlt,
bei einer künftigen Neufeststellung aber nur dann erhöht‚

wenn die neuberechnete Rente den bisherigen Zahlbetrag

übersteigeo Die Beklagte behielt sich außerdem vor, die
Rente in Zukunft erst dann anzupassen, wenn die richtig

berechnete und richtig angepaßte Rente den derzeitigen zu

hohenmonatlichenZahlbetrag übersteigen

Das Sozialgericht (SG) Braunschweig änderte den "Bescheid"

vom 18° August 1964 dahin ab, daß die der Klägerin zuste-

hende Rente unter Anwendung des 6„ RAG nicht 316,10 DM,

sondern 387,- DM betrage; es legte als Rentenbeginn das

Jahr 1940 (statt 1946) zugrunde, errechnete jedoch als Stei-

gerungsbetrag 52,60 DM (statt 36,10 DM). Im übrigen wies das

SG die Klage ab (Urteil vom 25° Januar 1965)°

Mit ihrer Berufung begehrte die Beklagte, unter Abänderung

des Urteils des SG die Klage gegen den ”Bescheid" vom
180 August 1964 in vollem Umfang abzuweiseno Die Klägerin

legte Anschlußberufung ein; sie beantragte die Aufhebung

des "Bescheids" vom 180 August 1964 in vollem Umfang, der

anschließenden Anpassungsmitteilungen auf Grund des 7. und

8° RAG, durch die eine Erhöhung des bisherigen Zahlbetregs

abgelehnt worden war, und eines weiteren Bescheids der

Beklagten vom }„ Februar 1966. Durch den Bescheid vom

3„ Februar 1966 hatte die Beklagte die Rente der Klägerin

während des Berufungsverfahrens ab 10 Januar 1959 nach

Art; 6 5 6 Abs° 2 des Fremdrenten— und Auslandsrenten-Neu-

regelungsgesetzes (FANG) vom 25„ Februar 1960 neu umgestellt

und, weil die Neuberechnung auch unter Berücksichtigung der

Vorschriften des 8. RAG keinen günstigeren Zahlbetrag ergab,

- 4 _
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den "besitzgeschützten" Betrag von 4Mi,» DM weiter gewährtu

Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen wies durch Ur-

teil vom 27° Mai 1966 die Berufung der Beklagten zurück°
Auf die Anschlußberufung der Klägerin verurteilte es die

Beklagte unter Abänderung des Urteils des SG, des "Bescheids"

vom 180 August 1964 "und der anschließenden Anpassungsmit—
teilungen", bei der jeweiligen Anpassung der Witwenrente der

Klägerin über den 50° September 1964 hinaus das Jahr 19H6

als Jahr des Rentenbeginns und den monatlichen Steigerungs—

betrag von 52,60 DM zugrunde zu legen; im übrigen wurde die

Ansehlußberufung der Klägerin zurückgewiesen, die Klage ge—

gen den Bescheid vom 3„ Februar 1966 wurde abgewiésen° Das
LSG führte aus; Die Berufung der Beklagten sei unbegründet°

Die Beklagte dürfe, auch wenn sie den bisherigen Renten-

betrag weiterzahle, bei den Rentenanpassungen seit dem

4„ RAG falsche Berechnungsfaktoren durch richtige Faktoren

‘nur dann ersetzen, wenn die früher zugrunde gelegten Fakto—

ren "ohne Zweifel" unrichtig seien und wenn - in entspre—

chender Anwendung des 5 138 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) -
der Fehler "offenbar" seio Dies treffe hier nur teilweise zu°
Die der Umstellung im Jahre 1957 zugrunde gelegten Bereche

nungsfaktoren seien jedenfalls im Umstellungsjahr 1957 nicht

in vollem Umfang offenbar unrichtig gewesen° Soweit die Ben

klagte bei der Umstellung im Jahre 1957 nicht von 19ÄO (dem

Jahr des Beginns des Rentenbezugs in Polen, sondern fälsch-

lich von 1946 (dem Jahr des Beginns der Rentenzahlung durch

die LVA Braunschweig) ausgegangen sei‚ beruhe das auf einem

Rechtsirrtum; diese Rechtsfrage sei damals streitig gewesen

und erst durch die Entscheidung des Bundessozialgerichts '

‘(BSG) vom 8° September 1961 (BSG 15, 93 ff) geklärt worden„

Auch die fehlerhafte Ermittlung des monatlichen Steigerungs—

betrags mit 123,80 DM sei teilweise auf einen "Denkfehler" ‘

zurückzuführen„ Der "Denkfehler" bestehe darin, daß nicht_

von dem hier maßgebenden halben jährlichen Ostgebietsgrund—

betrag von 8MO,= DM, sondern von dem regelmäßigen Grunde
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betrag von 4&4,» DM ausgegangen und demnach der halbe monat-

liche Grundbetrag für die Witwenrente (222 : 12 = 18,5) mit
18,50 DM angesetzt werden sei° Daß dieser monatliche Grund—

betrag von 18,50 DM zur Feststellung des Steigerungsbetrags

von der "Netto-Rente" des Versicherten (142,50 DM) statt

von der "Halbrente" der Witwe (71,10 DM) abgezogen und so

_
der Umstellung ein Steigerungsbetrag von 123,80 DM

(142,50 —18,50 = 123,80) statt 52,60 DM(71,10 _ 18,50 =
52,60) zugrunde gelegt worden sei, sei dagegen ein offenba-

res Versehen° Der mit 125,80 DM zu hoch angesetzte Steigee

rungsbetrag könne daher, wie auch das SG angenommen habe,

zwar durch den Betrag von 52,60 DM ersetzt werden, die wei-

tere Ermäßigung auf 36,10 DM sei aber nicht gerechtfertigt.
Die Anschlußberufung der Klägerin sei sonach begründet, so-
weit die Beibehaltung des Jahres 19ü6 als Jahr des Renten-

beginns begehrt werde, jedoch unbegründet, soweit die Klä-

gerin die Beibehaltung des Steigerungsbetrags von 123,80 DM

beanspruche° Unbegründet sei auch die Klage der Klägerin

auf Aufhebung des Bescheids vom }, Februar 1966° Der ver—

hältnismäßig niedrige Zahlbetrag
nach

dieser Neuumstellung

erkläre sich aus der geringen Zahl von Beiträgen und daraus,

daß für die Zeit von 1913 bis 1922 nur Arbeitgeberbeitrags—y

anteile entrichtet worden seien° Das LSG ließ die Revision zu°

‘Beide Beteiligten legten form— und fristgerecht Revision ein.

Die Klägerin beantragte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Beklagte zu

verurteilen, die Rente der Klägerin unter Anrech-

nung von Arbeitnehmerbeitragsanteilen für die Zeit

von Januar 1913 bis Juni 1922 neu festzustellen°

Sie beanstandete "die persönlichen Berechnungsfaktoren für

die Witwenrente" und die Neuberechnung des Rentenzahlbetrags

"nach der Umstellung"s Das LSG sei von einer zu kleinen Zahl

von Beiträgen ausgegangen° Da die graue Kontokarte des Ehe-
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manns der Klägerin für die Zeit von Januar 1913 bis Juni

1922 Arbeitgeberbeitragsanteile aufweise‚ habe das LSG

nach dem Beweis des ersten Anscheins bis zum Antritt des

Gegenbeweieee durch den Versicherungsträger davon ausge—

nen müssen, daß für diese Zeit auch Arbeitnehmerbeitrags—

anteile entrichtet worden seien, denn Arbeitgeberanteile ‘

_
würden nur zusammen mit Arbeitnehmeranteilen überwiesen°

Die Beklagte beantragte,

l„ das angefochtene.Urteil insoweit aufzuheben,

als die Berufung zurückgewiesen und die

Beklagte verurteilt worden ist, bei der Je—

weiligen Anpassung der Rente der Klägerin

über den 50, September 1964 hinaus das Jahr
19M6 als Jahr des Rentenbeginns und den

monatlichen Steigerungsbetrag von 52,60 DM
zugrunde zu legen,

2° das Urteil des SG Braunschweig aufzuheben,

j° die Klage gegen den Bescheid vom 18„ August'

1964 abzuweisen„ ‘

Sie rügte die Verletzung derää 54, 77 SGG und des 5 3 des

70 RAG° Die Klage gegen den "Bescheid" vom 180 August 196“

sei unzulässig, weil es sich dabei um keine die Klägerin

belastende Regelung handele, Im übrigen sei die Beklagte i

seit demu„ RAGnicht gehindert, die als unrichtig erkann-
zen Berechnungsfaktoren bei der Umstellung richtigzustel—

‚len und, bei Wahrung des Besitzstanües‚ auf dieser Grund—

lage die Rentenanpassungen durchzuführen° Da die früher er—

mittelten Berechnungsfaktoren ohne Zweifel unrichtig seiena

habe die Beklagte sie durch die richtigen Faktoren ersetzen

dürfen, Für eine entsprechende Anwendung des 5 138 SGG: an

die das LSG abgestellt habe, sei hier kein Raum„

Die Beklagte beantragte ferner,

die Revision der Klägerin zurückzuweiseno
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Die Klägerin hat sich zur Revision der Beklagten nicht ge—

äußert°

Die Beteiligten erklärten sich‘mit einemUrteil ohnemünd-
liche verhandlung (5% 165, 153 Abs° l,“l2ü Abs, 2 sec)

einverstanden„

II

Die Revisionen der Beklagten und der Klägerin sind zuläs—

sig (@@ 162 Abs, 1 Nr° l, 164 SGG)„ Die Revision der Be—

klagten ist auch begründet; die Revision der Klägerin ist
jedoch unbegründet,

10 Das LSG hat den “Berichtigungsbescheid” vom 18° August
1964 zu Unrecht aufgehoben° Es hat — ebenso wie das SG —
verkannt; daß die Beklagte mit diesem "Bescheid" ihr
Rechtsverhältnis zu der Klägerin nicht neu geregelt hat;

sie hat die Rente der Klägerin damals nicht neu festge-

stellt, sondern der Klägerin nur mitgeteilt, daß die bis—

herige Rente falsch berechnet und wie die Rente künftig,

insbesondere bei künftigen Rentenanpassungen, richtig zu

berechnen sei° Dieser "Bescheid"ist kein Verwaltungsakt

gewesen, er hat nicht mit der Klage angefochten werden

können, die Aufhebungsklage ist unzulässig gewesen (vgl“

Urteil des erkennenden Senats vom 15, Februar 1966, BSG
24, 256)° ‘

Ein anfechtbarer Verwaltungsäkt ist aber die während des

Berufungsverfahrens ergangene "Anpassungsmitteilung" vom
4„ März 1965 nach dem 7° RAG, die dem LSG vorgelegen hat,

(vgl° Niederschrift über den "Erörterungstermid'vom

11° November 1965, Bl° 79 der Gerichtsakten)° Dieser
Bescheid ist nach @ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens des

LSG geworden, auch wenn der "Bescheid" vom 18„ Augüst 196M

kein anfechtbarer Verwaltungsakt gewesen ist (vgl° BSG 2%,

237)„ Mit demBescheidvom4„ März1965hat die Beklagte

; 8 _
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die Witwenrente der Klägerin nach Art„ 2 @@31 ff AnVNG

neu festgestellt (umgestellt); sie hat die Rentelder
Klägerin ab 1„ Januar 1957 auf 220,30 DM (statt bisher

550,80 DM) festgestellt, diesen Betrag der Rentenanpas-
'sung nach dem ?, RAG zugrunde gelegt und die Rente ab

1„ Januar 1965 auf 3ü5,70 DM festgestellt, Bei der Neu-

berechnung hat sie die Berechnungsfaktoren, die der frü-

heren Umstellung zugrunde gelegen haben, geändert; sie

hat der Klägerin jedoch weiterhin die Rente von MAI,» DM,

die nach dem 60 RAG der Klägerin gewährt worden ist, be—
lassen; auch nach dem 8° RAG hat sie die Rente der Klä—

gerin
— ab 1° Januar 1966 » nicht erhöht, Weil auch die

der Klägerin nach der Neufeststellung in dem Bescheid

vom 3„ Februar 1966 unter Berücksichtigung des 8° RAG zu-
stehende Rente Q37M,40 DM) unter dem Betrag von #41‚- DM
geblieben ist° Entgegen der Meinung des LSG ist der Be—

scheid vom 4„ März 1965 nicht nur teilweise, sondern in

vollem Umfange rechtmäßig°

Das LSG hat — ebenso wie das SG - nicht verkannt, daß die

Umstellung der Witwenrente im Jahre 1957 mehrere Fehler

enthalten hat„ Für die Ermittlung des Vervielfältigungs—

faktors (Art, 2 @@31 Abs„ 1, 32 Abs„ 1 AnVNG) ist es
neben dem Geburtsjahr des Versicherten (1882) auf das
Jahr des Beginns der Rente des Versicherten angekommene

Die Beklagte ist zu Recht in dem Bescheid vom Ä„ März 1965

vom Jahre 1940 (statt 1946) ausgegangen° Der Ehemann der
Klägerin hat von 19ü0 an Rente wegen Berufsunfähigkeit be—

zogeno Die Berufsunfähigkeitsrente ist ihm nach seiner

Übersiedlung in die Bundesrepublik vom Jahre 1946 an (nur)

ginns unerheblich, daß die Rente im Jahre 1940 von einem

Versicherungsträger außerhalb der Bundesrepublik (nämlich

vom polnischen Versicherungsträger) festgestellt werden

ist„ Entscheidend ist, daß die Rente ab 1946 von einem
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Versicherungsträger innerhalb der (späteren) Bundesrepublik

auf Grund des gleichen Versicherungsverhältnisses und des

gleichen Versicherungsfalles gewährt werden ist (vgl„ Ur-

teil des BSG vom 8, September 1961, BSG 15, 95)° Nach der

Anlage a zu Art„‘2 $ 52 AnVNGhat bei einem im Jahre 1882
geborenen Versicherten zwar sowohl bei einem Rentenbeginn

im Jahre 19Ä0 als auch bei einem Rentenbeginn im Jahre M%6

der Vervielfältigungsfaktor 6,l betragen; die (unrichtige)

Annahme, daß von einem Rentenbeginn.im Jahre 1946 auszu-

gehen sei, hat sich jedoch auf die Höhe der Umstellungs—

rente deshalb ausgewirkt, weil der Klägerin damit eine

unrichtige - zu hohe - "Höchstbetragsrente" (Art, 2 5 }}
Abs° l AnVNG), nämlich die Höchstbetragsrente nach einer

Versicherungsdauer von “9 Jahren (1897 bis 1946) mit
330,80 DM gewährt worden ist, während die Höchstbetrags—

rente bei einer Versicherungsdauer von nur 43 Jahren

(1897 bis 19M0) niedriger gewesen wäre° Auch der monatli-

che Steigerungsbetrag ist bei der Rentenumstellung im

Jahre 1957 unrichtig errechnet worden„ Wie das LSG zutref_

fend dargelegt hat, ist die Beklagte bei der Umstellung

der Witwenrente damals offensichtlich von einem jährlichen

Grundbetrag der Witwenrente nach innerdeutschem Recht mit

222‚- DM (die Hälfte des Grundbetrags der Versicherten—

rente von Ä44,- DM) = 18,50 DM monatlich ausgegangen;
die?

sen Grundbetrag hat sie sodann offenbar versehentlich nicht

von der Witwenrente, die damals ohne die Erhöhung nach dem '

Sozialversicherungs"Anpassungsgesetz 7l,10 DM monatlich

betragen hat, sondern von der entsprechenden "Nettorente"

des Versicherten mit 142,30 DM abgezogen und ist so zu dem
Steigerungsbetrag von 123,80 DM gelangt, während sich bei

Abzug des monatlichen Grundbetrags von der Witwenrente ein

Steigerungsbetrag von 52,60 DM ergeben hätte„ Bei richti—

ger Umstellung der Witwenrente ist dagegen von dem Grund—

betrag von ä20,— DM auszugehen gewesen„ Nach den Feststel«

lungen des LSG hat der Ehemann der Klägerin zuletzt Rente

-]_O..
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nach einem Grundbetrag vonx8H0‚e DM Jährlich : 70,= DM monat—
lich erhalten (vgl° @ 32 Abso 1 der Ostgeoietsverordnung

vom 22„ Dezember_l941
- BGBl I 177 - i„d„F„ der Verordnung

vom 120 Oktober 1943 — BGBl I 565), Es ist davon auszuge—
hen, daß in der Rente der Klägerin, die vor dem 1° Januar

1957 zuletzt 135,10 DM betragen hat, der halbe Grundbetrag

nach der Ostgebietsverordnung — 35 DM monatlich — enthal-

ten gewesen ist° Als Steigerungsbetrag wird der Teil des
monatlichen Zahlbetrags zugrunde gelegt, der sich nach Ab—

zug der übrigen Rentenbestandteile
ergibt, wie sie auf V „

Grund der vor dem Inkrafttreten des AnVNG zuletzt gelten-

den Vorschriften festzustellen wäreno Für die Klägerin hat

am 31„ Dezember 1956 das Fremdrentené und Auslandsrentenge—

setz (FAG) vom 70 August 1953 (BGBl I 848) gegolten; ihre
Rente wäre damals nach @ 3 Abs, 1 dieses Gesetzes auf Grund

der 03tgebietsVerordnung festzusetzen geweseno Die Beklagte

hatte daher alle Rententeile, die nach dieser Vérordnung

neben den Steigerungsbeträgen zu gewähren waren, vom Ren—

tenzahlbetrag abzuziehen„ Dazu gehörte einmal der monatli=

che Grundbetrag von 35,» DM (vglo BSG 21, 1 ff), zum ande—

ren der Zuschlag nach Art„ 1 Abs° 1 Nr, 2 des SoZialversi=

cherungs—Anpassungsgesetzes vom 17„ Juni 19ü9 (12,— DM),

die Zulage von 20‚— DM nach 5 2 Abs° 1 des Rentenzulage=
Gesetzes vom 100 August 1951, die Erhöhung nach 5 1 Abs„ 1

des Grundbetragserhöhungs—Gesetzes vom 17° April 1953

(4‚- DM) und der Mehrbetrag nach dem Rentenmehrbetrags-
Gesetz vom 23, November 195%, der der Klägerin in Höhe von

28,— DM gewährt worden ist° Die Summe dieser Rententeile

beträgt 99,- DM° Zieht man diesen Betrag von dem letzten

monatlichen Rentenzahlbetrag von 135,10 DM ab, so
ergibt.

sich als monatlicher Steigerungsbetrag 36,10 DM„ Diesen

Steigerungsbetrag hat die Beklagte bei der Neuberechnung

(Umstellung) der Rente in dem Bescheid vom 4, März 1965

mit dem Tabellenwert von 6,1 vervielfältigt und die Umstel—

lungsrente ab le Januar 1957 zutreffend mit monatlich
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220,30 DM und ab 10 Januar 1965 nach dem 7„ RAG mit monat—

lich 3ü5,70 DM (220,30 x 105690) festgestellt° Sie hat da-

bei auch beachtet, daß der Anpassungsbescheid nach dem

6° RAG, mit dem die Rente der Klägerin auf Grund der frü—
heren unrichtigen Umstellung auf 441,- DM festgestellt

werden ist, nach 5 77 SGG bindend geworden ist; sie hat

der Klägerin diesen Betrag, der höher ist als die Rente,

die der Klägerin bei richtiger Umstellung und Anpassung

nach dem 70 RAG zusteht, weiter gewährt und durch die Bin—

dungswirkung des Umstellungsbescheides
von 1957 sowie der

Rentenanpassungen nach dem 1„ bis 5„ RAG nicht angetastet.

Diese Bindungswirkung hat sich nur auf den Rentenzahlbe-

trag erstreckt, die Berechnungsfaktoren einer Rente sind

nieht bindend (Urteile des BSG vom 200 April 1961, BSG 14,

154, 158 und vom 15„ August 1965 — 11/1 RA 566/62 —; Die

Angestelltenversicherung, 1965 S, 298), Für die Entschei-
dung im vorliegenden Fall kommt es jedoch nicht auf die
Frage

an, unter welchen Voraussetzungen frühere, bindend

gewordene 525939299 zurückgenommen
werden dürfen, sondern

darauf, ob der Versioherungsträger bei den jeweiligen Ren—

tenanpassungen — hier bei der Rentenanpassung nach dem

7° RAG und den folgenden Rentenanpassungen — an eindeutig

unrichtige ägreghnuggsfgktgren, die früheren Bescheiden
zugrunde gelegen haben, gebunden ist° Das ist zu verneinen„

Dabei ist es unerheblich, ob die fehlerhaften Berechnungs-

faktoren auf unrichtigen rechtlichen Überlegungen oder auf

offenbaren Unrichtigkeiten im Sinne von S 158 SGG beruhen„

Das LSG hat daher zu Unrecht die Beklagte verurteilt, bei

der Anpassung der Rente der Klägerin nach dem 7„ RAG (und

bei den folgenden Rentenanpassungen) weiterhin als Renten—

beginn das Jahr 19H6 und als monatlichen Steigerungsbetrag

52,60 DM zugrundazu legen, weil die Umstellung im Jahre

1957 insoweit
—nach der Meinung des LSG - auf "Denkfehlern'

und nicht auf einem offenbaren Versehen beruhe„ Wie der

Senat bereits in dem Urteil vom28° Juni 1966 (8028 Nr° 1

|

..]2-
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?

zu 5 f des 70 RAG) ausgeführt hat, ist der Versicherung3w
träger bei der Anpassung der - wie hier =

nach Art° 2

@5 31 —54 AnVNG umgeStellten Rente nach dem A„ bis 70 RAG

an eindeutig falsch ermittelte Berechnungsfaktoren nicht

gebundtn; er kann die falschen Berechnungsfaktoren durch

die richtigen ersetzen, muß jedoch in jedem Fall minde—

stens den bisherigen Zahlbetrag der Rente weiter gewähren

(vgl.° Euch die Urteile des Senats vom 15„ Februar 1966,

BSG an, 236; vom 4„ August 1966 - 11 RA 21A/65 -; vom
23„ Norcmber 1966 — 11 RA 226/65 — sowie das Urteil des

3.0
Senéts

vom 300 August 1966 — 1 RA 355/65 -)„ In diesen
Urteil n ist dargelegt, daß eine abweichende Auffassung€urch

den Wortlaut des @2 Nr■ 1 des l° Abschnitts
des 7„ RAG und der entsprechenden Vorschriften des 4„,

weder

5°, 6Q'und 8° RAG noch durch Erwägungen der Rechtssicher-

heit und des Vertrauensschutzes geboten wird„ Der Ver—

trauensschutz wird dadurch ausreichend gewährt, daß der

früher falsch festgestellte Rentenbetrag sich bei der

Anpassung nicht ermäßigen kann; für eine Mehrung oder

gar progressive Erhöhung eines fälschlicherweise zu hoch

festge tellten Betrags kann in der Regel kein Vertrau—

enssch tz beansprucht werden (vgl„ BSG 2A, 236 f)„ Es ist
auch u erheblich, daß die Beklagte die unrichtig umgestellte

und

an3epaßte

Rente für die Jahre 1962, 1963 und 196A

(A° bié 6° RAG) nicht geändert, sondern die Rechtsfolgen

aus
de■ erneuten Umstellung — mit dem richtigen Ergebnis —_

erst bei der Umstellung nach dem 7„ RAG gezogen hat; die
Beklagte hat dadurch nicht etwa das Recht verwirkt, die

Rente vom 7° RAG an gesetzmäßig anzupassen (vgl° das

Urteilees Senats vom 25„ November1966 _ 11 RA 226/65 -)„

Da die?richtige Umstellung und Anpassung der Rente nach

dem 7„ RAG mit monatlich 3A5‚7o DM vom 1„ Januar 1965 an
niedriger ist als der Anpassungsbetrag, der für das Jahr

196A bei der schematischen Anpassung durch die Post nach
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dem6° RAG(mit 441,- DM)festgestellt werden ist, ist
die Beklagte zu einer Erhöhung der Rente für die Ren-

‘tenbezugszeiten von dem 1° Januar 1964 an entgegen der

Auffassung des LSG nicht verpflichtet„

Aus den Ausführungen unter 1) ergibt sich, daß die
Revision der Klägerin, soweit sie - ohne weitere Be-

gründung — "die persönlichen Berechnungsfaktoren für

die Witwenrente „„.
beanstandet?‚unbegründet ist° So—

weit die Klägerin mit der Revision beantragt hat, unter

Aufhebung des Urteils des LSG die Beklagte zu verurtei—

len, die Rente der Klägerin "unter Anrechnung auch von
Arbeitnehmerbeitragsanteilen für die Zeit von 1913 bis

1922 neu festzustellen", betrifft ihre Revision nur den

Bescheid der Beklagten vom 3° Februar 1966; Mit diesem
Bescheid hat die Beklagte die Rente der Klägerin nach

Art.° 6 5 6 Abs° 2 FANG ab 10 Januar 1959 erneut umge-
stellt, sie hat dabei ua() die glaubhaft gemachte Be—

schäftigungszeit des Ehemanns der Klägerin vom 1. Ja-

nuar 1913 bis zum30° Juni 1922 berücksichtigt, Jedoch

nur die Arbeitgeberbeitragsanteile der Rentenberechnung

zugrunde gelegt, weil in der Kontokarte der RfA für den

Ehemann der Klägerin während dieser Zeit nur die Arbeit-4

geberanteile enthalten sind„ Da die so errechnete Um-

stellungsrente nach dem RANG ab 1° Januar 1959 niedri-

ger ist als die Umstellungsrente ab 1957 in der richtig

errechneten Höhe von 220,50 DM — die einschließlich der

Rentenanpassung nach dem 8° RAG den Betrag von 374,80DM

erreicht —, ist die Rente in Höhe des bisherigen monat-
lichen Zahlbetrags von A41‚- DM (der sich auf Grund der
unrichtigen Rentenumstellung von 1957 nach dem 6„ RAG

ergeben hat) weiter gewährt worden (Art, 6 5 11 FANG)„

Entgegen der Meinung der Klägerin ist auch dieser Be—

scheid in vollem Umfang rechtmäßig„_Das LSG hat nicht-

die Grenzen seines Rechts, das Gesamtergebnis des Ver—

-
1H
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fahrens'freizu würdigen (% 128 SGG), überschritten, wenn
es die Tatsache des Eintrags von

Arbeitgeberbeitrags-

anteilen in der Kontokarte der—RfA nicht als ausreichend
_

angesehen hat, um festzustellen, daß auch Arbeitnehmer-

beitragsanteile entrichtet worden seien„ Tatsachen und

Beweisnütel, die insoweit einen Verfahrensmangel des LSG

{_ergeben‚ hat die Klägerin mit der Revision nicht bezeich-

net (@164Abs„ 2 Satz 2 sec)° DasLSGhat von der Ent—
richtung der Arbeitnehmeranteile auch nicht ohne Beweis-

-erhebung — auf Grund des sogenannten Beweises des ersten

Anscheins - überzeugt sein müssen° Es hat für die strei—

tige Zeit nicht einem typischen Geschehensablauf entspro-

chen, daß vom Arbeitgeber mit seinen eigenen Beitrags-

anteilea stets auch Beitragsanteile für den Versicherten

überwiesen worden sind° Unter den Voraussetzungen des

@ 390 des damals geltenden versicherungsgesetzes für

Angestellte hat ein Ange$tellter
von der Beitragsleistung

befreit werden können; der Arbeitgeber ist aber trotzdem

verpflichtet gewesen, die auf ihn entfallenden Beitrag5w

anteile an die RfA abzuführen° Die Tatsache, daß die Konto«

karte nur die Arbeitgeberbéitragsanteile enthält, spricht

für diesen Geschehensablauf, nicht aber dafür, daß die

Arbeitnehmerbeitragsanteile Zu Unrecht entweder vom

Arbeitgeber nicht abgeführt oder Von der BfA nicht in die

Kontokarte eingetragen worden sind„ Die behauptete Ent—

richtung der Arbeitnehmeranteile hätte daher nachgewiesen

werden nüssen; ein solcher Nachweis ist nicht erbracht„

Da das ISG die Rechtslage insoweit , als es - ebenso wie

das SG — die Beklagte zur Gewährung einer höheren Rente

verurteilt hat, unzutreffend beurteilt hat, sind auf die

Revision der Beklagten die Urteile des SG und des LSG

aufzuheben„ Die Klage, mit der die Klägerin die Aufhebung

des "Bescheids" vom 18„ August 1964 und der Bescheide vom
ä° März 1965 und 3„ Februar 1966 begehrt hat, ist in vol—

..]5-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-15_

lem Umfange abzuweisen° Die Revision der Klägerin ist

unbegründet und zurückzuweisen°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG°
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